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Beitragen fiir die Herstellung, den Ausbau, die Erneuerung
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vom 06.12.2018; in der Fassung der 1. Anderungssatzung vom 11.03.2021

Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung fiir Schleswig-Holstein (GO) und der §§ 1, 2, 8 und
8 a des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG), beide in der jeweils geltenden
Fassung, wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 11.03.2021 folgende 1.
Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Bredstedt iiber die Erhebung von Beitragen fiir die Herstellung, den
Ausbau, die Erneuerung und dem Umbau von Stralten, Wegen und Platzen vom

® (6.12.2018 (Ursprungssatzung),
e 11.03.2021 (1. Anderungssatzung)

erlassen:

§1

Allgemeines

(1)  Zur Deckung der jahrlichen Investitionsaufwendungen fiir die Herstellung, den Ausbau, die Erneuerung
und den Umbau

a. von vorhandenen Ortsstralen im Sinne des § 242 BauGB,
b. von nach den §§ 127 ff. BauGB erstmalig hergestellten Strallen, Wegen und Platzen und
c. von nicht zum Anbau bestimmten 6ffentlichen Strallen, Wegen und Platzen,

nachstehend insgesamt (Buchst. a bis c) Verkehrsanlagen genannt, erhebt die Stadt wiederkehrende
Beitrage nach §8aKAG oder Beitrage bei Einzelabrechnung nach § 8 KAG von den
Grundstiickseigentiimerinnen und Grundstiickseigentiimern und von den zur Nutzung an diesen
Grundstiicken dinglich Berechtigten, die die rechtliche und tatsachliche Méglichkeit einer Zufahrt oder
eines Zugangs zu im Abrechnungsgebiet (§ 2) liegenden Verkehrsanlagen der Stadt haben.
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(2)

(3)

§ 2

Soweit Verkehrsanlagen der Stadt selbstéandige 6ffentliche Einrichtungen und keinem der in der Anlage
zu dieser Satzung dargestellten Abrechnungsgebiete (A 1 bis A 5) zugeordnet sind, erhebt die Stadt zur
Deckung der Investitionsaufwendungen fiir die Herstellung, den Ausbau, die Erneuerung und den
Umbau einmalige Beitrdge nach §8KAG (Einzelabrechnung; Abrechnungsgebiete E).

Fir Immissionsschutzanlagen, selbstandige Park- und Abstellflaichen sowie selbstandige Griinflachen
werden aufgrund einer besonderen Satzung Beitrdge erhoben.

Abrechnungsgebiete

M

(2)

§3

Fir wiederkehrende Beitrdge (§ 1 Abs. 1) werden die Verkehrsanlagen der Stadt in
Abrechnungsgebieten zu offentlichen Einrichtungen zusammengefasst. Die Abrechnungsgebiete mit
den jeweils zu 6ffentlichen Einrichtungen zusammengefassten Verkehrsanlagen sind in dem als
Anlage 1 (geéndert durch 1. Anderungssatzung v. 11.03.2021) zu dieser Satzung beigefiigten
Ubersichtsplan dargestellt. Entscheidend ist die Zuordnung von Verkehrsanlagen zu einem
Abrechnungsgebiet. Fiir die Zuordnung von erschlossenen Grundstiicken zu Abrechnungsgebieten ist
die Zugehorigkeit der Verkehrsanlagen, zu denen die Grundstiicke erschlossen sind, zu
Abrechnungsgebieten maligebend.

Bei Einzelabrechnung (§ 1 Abs. 2) bilden die Grundstiicke, zu denen von der einzelnen Verkehrsanlage
als offentlicher Einrichtung Zugangs- und Zufahrtsméglichkeit verschafft wird (erschlossene
Grundstiicke), das Abrechnungsgebiet.

Beitragsfahiger Aufwand

(M)

Zu den Investitionsaufwendungen, die durch Beitrdge gedeckt werden, gehdren nach MalRgabe des
Bauprogrammes die tatsachlichen Kosten fiir die Verkehrsanlagen, getrennt nach Abrechnungsgebieten,
insbesondere fir

1. den Erwerb der erforderlichen Grundflachen einschliellich der den beitragsféahigen MalRnahmen
zuzuordnenden Ausgleichs- und Ersatzflachen; hierzu gehort auch der Wert der von der Stadt
aus ihrem Vermdgen eingebrachten Flachen im Zeitpunkt der Bereitstellung einschliellich der
Kosten der Bereitstellung.

2. die Freilegung der Flachen;

3. den Strallen-, Wege- und Platzkorper einschliellich Unterbau, Oberflache, notwendige
Erhohungen oder Vertiefungen, die Anschliisse an andere Strallen, Wege und Platze, auch wenn
sie in andere Abrechnungsgebiete hineinragen, insbesondere fiir

a. die Fahrbahn,

die Gehwege,

die Rinnen- und Randsteine, auch wenn sie hohengleich zu den umgebenden Flachen
ausgebildet sind,

die Park- und Abstellflachen,

die Radwege,

die kombinierten Geh- und Radwege,

die unbefestigten Rand- und Griinstreifen, das StraRenbegleitgriin in Form von Baumen,
Strauchern, Rasen- und anderen Griinflachen sowie die Herrichtung der Ausgleichs- und
Ersatzflachen, die der MalRnahme zuzuordnen sind,

h. die Béschungen, Schutz- und Stiitzmauern,

i. die Bushaltebuchten;

ouU

Q@ -0 a

4. die Beleuchtungseinrichtungen;
die Entwasserungseinrichtungen;

o

powered by Infodienste Kommunales Recht Seite 2



(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

§4

6. die Mischflachen, FuBgangerzonen und verkehrsberuhigten Bereiche einschlieBlich Unterbau,
Oberflache sowie notwendige Erh6hungen und Vertiefungen sowie Anschliisse an andere
StralRen-, Wege- oder Platzeinrichtungen;

7. die Moblierung einschliellich Blumenkibel, Sitzbanke, Brunnenanlagen, Absperreinrichtungen,
Zierleuchten, Anpflanzungen und Spielgerate, soweit eine feste Verbindung mit dem Grund und
Boden besteht.

Das Bauprogramm enthélt bei wiederkehrenden Beitrdgen die im Ermittlungszeitraum (§ 6 Abs. 1 oder
§ 6 Abs. 4) im Abrechnungsgebiet beabsichtigten beitragsfahigen MalRnahmen. Bei Einzelabrechnung
enthélt es die im Abrechnungsgebiet (§ 2 Abs. 2i.V. mit § 6 Abs. 2) beabsichtigten beitragsféahigen
MaRnahmen. Es kann bei wiederkehrenden Beitrdagen bis zum Ende des Ermittlungszeitraums, bei
Einzelabrechnung bis zur Entstehung der Beitragsanspriiche gedndert werden.

Zuwendungen aus 6ffentlichen Kassen sind nicht vom beitragsfahigen Aufwand abzusetzen, sondern
dienen der Finanzierung des Stadtanteils. Soweit die Zuwendungen (iber den Stadtanteil hinausgehen,
mindern sie den Beitragsanteil, sofern sie nicht dem Zuwendungsgeber zu erstatten sind. Andere
Bestimmungen konnen sich aus dem Bewilligungsbescheid oder aus gesetzlich festgelegten
Bedingungen fiir die Bewilligung von Zuwendungen ergeben.

Aufwendungen fiir die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraften und
fir Radwege an den Ortsdurchfahrten oder, bei kombinierten Geh- und Radwegen, den Radwegteil an
den Ortsdurchfahrten, sind nur beitragsfahig, soweit die Stadt Baulasttrager ist.

Kosten fiir die laufende Unterhaltung der Verkehrsanlagen sowie allgemeine Verwaltungskosten
gehoren nicht zu den Aufwendungen, fiir die Beitrdge erhoben werden.

Mehrkosten fiir zusatzlich oder starker auszubauende Grundstiickszufahrten im 6ffentlichen
Verkehrsraum sind keine beitragsfahigen Aufwendungen, sondern von der jeweiligen
Grundstiickseigentiimerin bzw. vom jeweiligen Grundstiickseigentiimer zu erstatten.

Beitragspflichtige / Beitragspflichtiger

Beitragspflichtige sind Eigentiimerin oder Eigentiimer des Grundstiicks und zur Nutzung am Grundstiick
dinglich Berechtigte im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides. Mehrere Beitragspflichtige sind
Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die Wohnungs- und Teileigentlimerinnen bzw.
Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

§5

Vorteilsregelung, Stadtanteil

(M

Bei der Ermittlung des Beitragssatzes bleibt der dem Vorteil der Allgemeinheit entsprechende Anteil
(Stadtanteil) der beitragsfahigen Aufwendungen auBBer Ansatz.

(2) Der Beitragsanteil betrdgt bei wiederkehrenden Beitragen

Abrechnungsgebiet Nr. A 1 75v.
: H.

Abrechnungsgebiet Nr. A2 75v.
: H.

Abrechnungsgebiet Nr. A 3 75v.
: H.
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Abrechnungsgebiet Nr. A4 75v.
: H.

Abrechnungsgebiet Nr. A 5: LS v
(3) Von dem beitragsfahigen Aufwand (§ 3) werden bei Einzelabrechnung folgende Anteile auf die
Beitragspflichtigen umgelegt (Beitragsanteil).

1. fiir die Herstellung, den Ausbau und Umbau sowie die Erneuerung der Fahrbahn (§ 3 Abs. 1 Ziff.
3 a) sowie fiir Boschungen, Schutz-, Stiitzmauern (§ 3 Abs. 1 Ziff. 3 h) an StralRen, Wegen und
Platzen,

a) die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen (Anliegerstralen), bis zu einer 35
Fahrbahnbreite von 7,00 m, H
b) die im Wesentlichen dem innerdrtlichen Verkehr dienen (HaupterschlieBungsstralien), bis 50
zu einer Fahrbahnbreite von 10,00 m, H
c) die im Wesentlichen dem durchgehenden innerértlichen Verkehr oder tiberortlichen 30
Durchgangsverkehr dienen (Hauptverkehrsstrallen), bis zu einer Fahrbahnbreite von 20,00 m, H

2. fir die Herstellung, den Ausbau und Umbau sowie die Erneuerung der {ibrigen
Straleneinrichtungen (§ 3 Abs. 1 Ziff. 3 b, ¢, d und g sowie Ziff. 4 und 5) an StraRen, Wegen und

Platzen,
85
a) die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen (AnliegerstraRen), V.
H.
75
b) die im Wesentlichen dem innerortlichen Verkehr dienen (HaupterschlieBungsstralRen), V.
H.
c) die im Wesentlichen dem durchgehenden innerértlichen Verkehr oder tiberortlichen SO
Durchgangsverkehr dienen (HauptverkehrsstralRen) H

3. fiir die Herstellung, den Ausbau und Umbau sowie die Erneuerung von kombinierten Geh- und
Radwegen (§ 3 Abs. 1 Ziff. 3 f) an Stralen, Wegen und Platzen,

a) die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen (Anliegerstralen), V.

b) die im Wesentlichen dem innerdortlichen Verkehr dienen (HaupterschlieBungsstralen), V.
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c) die im Wesentlichen dem durchgehenden innerortlichen Verkehr oder liberértlichen 50

Durchgangsverkehr dienen (Hauptverkehrsstrallen)

4. fir die Herstellung, den Ausbau und Umbau sowie die Erneuerung von Radwegen (§ 3 Abs. 1
Ziff. 3 ) und Bushaltebuchten (§ 3 Abs. 1 Ziff. 3 i) an Stralen, Wegen und Platzen

a) die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen (Anliegerstrallen), bis zu einer 35
Fahrbahnbreite von 7,00 m H
b) die im Wesentlichen dem innerdrtlichen Verkehr dienen (HaupterschlieBungsstralien), bis 35
zu einer Fahrbahnbreite von 10,00 m, H
c) die im Wesentlichen dem durchgehenden innerértlichen Verkehr oder tiberortlichen 30
Durchgangsverkehr dienen (HauptverkehrsstraRen), bis zu einer Fahrbahnbreite von 20,00 m H
5. fiir den Umbau von StraBen, Wegen und Pldtzen zu Mischflachen und den Ausbau von
vorhandenen Mischflachen (§ 3 Abs. 1 Ziff. 6),
85
a) die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen (Anliegerstral3en) V.
H.
75
b) die im Wesentlichen dem innerdortlichen Verkehr dienen (HaupterschlieBungsstralRen), V.
H.
c) die im Wesentlichen dem durchgehenden innerdrtlichen oder tiberdrtlichen SO
Durchgangsverkehr dienen (Hauptverkehrsstralien), H
6. flir den Umbau von StralRen, Wegen und Platzen zu FuBgangerzonen und den Ausbau 35
vorhandener FuRgangerzonen (§ 3 Abs. 1 Ziff. 6) H
7. fir den Umbau von Strallen, Wegen und Platzen zu verkehrsberuhigten Bereichen und den 35
Ausbau von vorhandenen verkehrsberuhigten Bereichen (§ 3 Abs. 1 Ziff. 6) H

StralRen, Wege und Plé&tze, die nicht zum Anbau bestimmt sind (AuBenbereichsstrallen)

a. die tiberwiegend dem Anliegerverkehr dienen werden den Anliegerstraen gleichgestellt (Abs. 1
Ziff. 1a, 2a, 3a, 4a)

b. die liberwiegend der Verbindung von Ortsteilen und anderen Verkehrswegen innerhalb des
Stadtgebiets dienen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3b zweiter Halbsatz StrWG) werden den
HaupterschlieBungsstralien gleichgestellt (Abs. 1 Ziff. 1b, 2b, 3b, 4b),

c. die Giberwiegend dem Verkehr zu und von Nachbargemeinden dienen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3b erster
Halbsatz StrWG), werden den Hauptverkehrsstralen gleichgestellt (Abs. 1 Ziff. 1¢, 2¢, 3c, 4c).
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(4)

(5)

§6

Grunderwerb, Freilegung und Moblierung (§ 3 Abs. 1 Ziff. 1, 2 und 7) werden den beitragsféahigen
Teilanlagen bzw. Anlagen (§ 3 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6) entsprechend zugeordnet.

Im Sinne des Absatz 3 gelten als:

1. Anliegerstralen:
StralRen, Wege und Platze, die Gberwiegend dem Anliegerverkehr dienen;

2. HaupterschlieBungsstraflen:
StralRen, Wegen, und Platze, die im Wesentlichen mit innerértlichem Verkehr, tiberwiegend der
Verbindung von Ortsteilen und anderen Verkehrswegen in der Stadt dienen;

3. HauptverkehrsstraRen:
StralRen, Wege und Platze, die im Wesentlichen dem durchgehenden innerértlichen Verkehr oder
dem lberortlichen Durchgangsverkehr zu und von Nachbargemeinden dienen;

4. FuBRgangerzonen:
StralBe, Wege und Platze, die ausschlielllich oder iberwiegend die angrenzenden oder die durch
private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstiicke erschlieRen und die in ihrer gesamten
Breite dem FuRgangerverkehr dienen, auch wenn ausnahmsweise eine auf den Anliegerverkehr
und den Anlieferverkehr beschrankte Nutzung mit Kraftfahrzeugen zugelassen ist;

5. Verkehrsberuhigte Bereiche:
StralRen, Wege und Platze, die ausschlieBlich oder iberwiegend der ErschlieBung der
angrenzenden oder der durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstiicke dienen,
dabei als Mischflache ausgestaltet sind und in ihrer ganzen Breite von Fuflgangern benutzt und
mit Fahrradern sowie mit Kraftfahrzeugen befahren werden kénnen;

6. Wirtschaftswege:
Feld- und Waldwege, die Giberwiegend der Bewirtschaftung von land- und forstwirtschaftlich
genutzten Grundstiicken dienen.

Die Anteile am beitragsfahigen Aufwand, die nicht nach Absatz 2 oder 3 umgelegt werden, werden als
Abgeltung des 6ffentlichen Interesses von der Stadt getragen (Stadtanteil).

Berechnung des Beitragssatzes

M

(2)

(3)

(4)

(5)

Der Beitragssatz fiir wiederkehrende Beitrége (§ 2 Abs. 1) wird ermittelt, indem die jéhrlichen
Investitionsaufwendungen nach § 3 fiir alle Verkehrsanlagen des Abrechnungsgebiets nach Abzug des
Stadtanteils (§ 5) auf die Grundstiicke verteilt werden, die der Beitragspflicht unterliegen.

Der Beitragssatz bei Einzelabrechnung (§ 2 Abs. 2) wird ermittelt, indem die Investitionsaufwendungen
nach § 3 fiir die Verkehrsanlage nach Abzug des Stadtanteils (§ 5) auf die Grundstiicke im
Abrechnungsgebiet verteilt werden, die der Beitragspflicht unterliegen.

Der Beitragspflicht unterliegen alle Grundstiicke, denen von den Verkehrsanlagen im
Abrechnungsgebiet oder der einzelnen Verkehrsanlage als 6ffentlicher Einrichtung (§1) Zugangs- oder
Zufahrmoglichkeit verschafft wird (erschlossene Grundstiicke).

Bei der Ermittlung des Beitragssatzes fiir wiederkehrende Beitrdage kann anstelle der jahrlichen
Investitionsaufwendungen vom Durchschnitt der im Zeitraum von bis zu fiinf Jahren nach MalRgabe
der Bauprogramme zu erwartenden Investitionsaufwendungen ausgegangen werden. Der jahrliche
Beitragssatz ist bei der Ermittlung fiir mehr als ein Jahr durch Satzung festzusetzen. Der
Ermittlungszeitraum ist bei der Festsetzung des Beitragssatzes zum Ausdruck zu bringen.

Bauprogramme koénnen bei wiederkehrenden Beitragen in den Fallen des Abs. 4 bis zum Ende des
Ermittlungszeitraums, bei jahrlicher Abrechnung bis zum Jahresende und bei Einzelabrechnung bis zur
Entstehung des Beitragsanspruchs gedndert werden. Die Anderungen kdnnen fiir die noch
verbleibenden Jahre des Ermittlungszeitraums im Beitragssatz beriicksichtigt werden.
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(6) Weichen in den Féllen des Abs. 4 nach Ablauf des Ermittlungszeitraums die tatsachlichen von den
erwarteten Investitionsaufwendungen im Ermittlungszeitraum nach Abs. 4 ab, so ist das im
Beitragsaufkommen in den nachfolgenden Ermittlungszeitrdumen entsprechend auszugleichen. Die
Beitragspflichtigen erhalten nach Ablauf des Ermittlungszeitraums eine Ubersicht iiber die
durchgefiihrten BaumalRnahmen mit den angefallenen tatsachlichen Kosten und den
auszugleichenden Betragen.

§7

Beitragsmalstab

(1) Der Beitragsanteil wird nach der gewichteten Grundstticksflache auf die Grundstiicke im
Abrechnungsgebiet (§ 2) verteilt.

(2) Fdur die Ermittlung der Grundstiicksflache gilt:

1. Soweit Grundstiicke im Bereich eines Bebauungsplanes (§ 30 BauGB), einer Satzung nach § 34
Abs. 4 BauGB oder in einem Gebiet, fiir das die Stadt beschlossen hat, einen Bebauungsplan
aufzustellen (§ 33 BauGB), liegen, wird die Flache, auf die der Bebauungsplan bzw. der
Bebauungsplanentwurf die bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare
Nutzungsfestsetzung bezieht, in vollem Umfang (Vervielféltiger 1,0) berlicksichtigt. Ist das
Grundstiick uber die Grenze des Bebauungsplans hinaus baulich, gewerblich, industriell oder
vergleichbar genutzt, wird die Flache bis zum Ende dieser Nutzung zugrunde gelegt. Fiir
Grundstiicke oder Teile der Grundstiicksflache, auf die der Bebauungsplan die bauliche,
gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung nicht bezieht und die nicht so
genutzt werden, gilt ein Vervielféltiger von 0,05.

2. Liegt ein Grundstiick nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, aber im unbeplanten
Innenbereich (§ 34 BauGB) oder im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs.6 BauGB
(AuBenbereichssatzung) oder wird es von einem Planfeststellungsverfahren erfasst (§ 38
BauGB), wird die Grundstiicksflache, die baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar
genutzt wird oder genutzt werden kann, in vollem Umfang (Vervielfaltiger 1,0) beriicksichtigt.
Als Flache in diesem Sinne gilt die Grundstiicksflache bis zu einer Tiefe von 50 m
(Tiefenbegrenzungsregelung). Ist das Grundstiick {iber die Tiefenbegrenzungsregelung hinaus
baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt, wird die Flache bis zum Ende dieser
Nutzung zugrunde gelegt.

Als Bebauung in diesem Sinne gelten nicht untergeordnete Baulichkeiten wie z.B. Gartenh&user,
Schuppen, Stalle fiir die Gefliigelhaltung fiir den Eigenverbrauch und dgl., wohl aber Garagen.

Fir die vorstehenden Regelungen dient zur Abgrenzung der baulich, gewerblich, industriell oder
vergleichbar genutzten Grundstiicksflache eine Linie im gleichméaRigen Abstand von der StralRe, dem
Weg oder dem Platz.

Der Abstand wird

a. bei Grundstiicken, die an die Stralle, den Weg oder Platz angrenzen, von der Strallengrenze aus
gemessen,

b. bei Grundstiicken, die mit der Stralle, dem Weg oder dem Platz nur durch eine Zuwegung
verbunden sind, vom Ende der Zuwegung an gemessen.

Die liber die nach den vorstehenden Tiefenbegrenzungsregelungen hinausgehenden Flachen des
Grundstiicks, die nicht baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt werden oder die im
AuBenbereich liegen, werden mit dem Vervielfaltiger 0,05 angesetzt.

a. Fir bebaute Grundstiicke im AufRenbereich (§ 35 BauGB) wird als Grundstiicksflache die
Uberbaute Flache vervielfaltigt mit 5. Der librige, nach Abzug des Produkts verbleibende Teil der
Grundstiicksflache wird mit dem Vervielfaltiger 0,05 beriicksichtigt. Hochstens wird die
tatsachliche Grundstiicksflache beriicksichtigt.
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b. Der unbebaute gewerblich, industriell oder in @hnlicher Weise genutzte Teil von Grundstiicken im
AuRenbereich wird mit dem Vervielfaltiger 1,0, der verbleibende Teil der Grundstiicksflache wird
mit dem Vervielfaltiger 0,05 beriicksichtigt; das gilt auch, wenn diese Nutzungsmaoglichkeit
durch gesonderten Bebauungsplan festgesetzt ist. Als Nutzung in dhnlicher Weise gelten
insbesondere Schulhéfe, Flachen von Kompostieranlagen, Abfallbeseitigungsanlagen, Flachen
flr Versorgungsanlagen, insbesondere Photovoltaikanlagen, Biogasanlagen, Stellplatze und
Kiesgruben.

c. Fur alle anderen unbebauten Grundstiicke im AuRenbereich, insbesondere landwirtschaftlich
genutzte, wird die Grundstiicksflache mit dem Vervielfaltiger 0,05 angesetzt.

4. Anstelle der in Ziff. 1 bis 3 geregelten Vervielfaltiger wird die (bebaute und unbebaute)
Grundstiicksflache bei nachfolgenden Funktionen in den Fallen der Ziff. 1 aufgrund der
zulassigen, in den Fallen der Ziff. 2 und 3 aufgrund der tatsachlichen Nutzungen nach
nachstehender Tabelle angesetzt:

Friedhofsgrundstiicke, auch wenn sie mit einer Kirche oder Kapelle bebaut sind, 0,3
Sportplatze 0,3

Kleingarten 0,5

Freibader 0,5

Flachen, die fir Mobilheime in Anspruch genommen sind, mit 1,0; die Uibrige Flache von
Campingplatzen 0,7

Wald im Sinne des Landeswaldgesetzes 0,02

Teichanlagen, die zur Fischzucht dienen, 0,4

Gartenbaubetriebe im AuRenbereich 0,4

Parkanlagen 0,3

Regenriickhaltebecken und Feuerldschteiche 0,5

Fir Grundstiicke mit Windkraftanlagen wird eine Flache, die nach folgender Formel berechnet
wird, zugrunde gelegt:

© Q0o

F=2r x HNabe+ 1t x r2:2

F ist dabei die Flache des Grundstiicks, die mit dem Vervielféltiger 1,0 beriicksichtigt wird; hdchstens
die tatsachliche Grundstiicksflache. Der lbrige verbleibende Teil der Grundstiicksflache wird mit dem
Vervielfaltiger 0,05 beriicksichtigt. Der Buchstabe r bezeichnet den gréRtmdoglichen Radius des Rotors
einer Windkraftanlage in Metern. Der Buchstabe HNabe bezeichnet die Nabenhohe einer
Windkraftanlage mit dem groRtmaglichen Rotorradius. Die Bezeichnung mt bezeichnet die
entsprechende mathematische GroRe.

. Grundstlcke oder Grundstiicksteile, die als geschiitzte Teile von Natur und Landschaft nach §
19 Abs. 7 Landesnaturschutzgesetz beschrieben sind, sowie Grundstiicke oder Flachen auf
Grundstiicken, die durch Festsetzungen zum Ausgleich im Sinne von § 1a Abs. 3
Baugesetzbuch in Anspruch genommen sind, 0,02

5. Bei einmaligen Beitrdgen wird die Grundstticksflache in jedem Abrechnungsgebiet entsprechend
Ziff. 1 bis 4 nur einmal bei der Berechnung und Veranlagung beriicksichtigt.
Bei wiederkehrenden Beitragen werden die Grundstiicksteilflachen, die innerhalb von
Tiefenbegrenzungen liegen, nur einmal in vollem Umfang bei der Berechnung und Veranlagung
beriicksichtigt.

Bei wiederkehrenden Beitrdgen werden die Grundstiicksteilflachen, die innerhalb keiner
Tiefenbegrenzung liegen, nur einmal mit dem Vervielfaltiger 0,05 beriicksichtigt.

6. Sind Grundstiicke von Verkehrsanlagen in unterschiedlichen Abrechnungsgebieten erschlossen,
sind sie in jedem dieser Abrechnungsgebiete mit zwei Drittel der Flachen nach Ziff. 1 bis 4 zu
veranlagen. Den nicht erhobenen Beitragsanteil tragt die Gemeinde.
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(3) Fiir die Ermittlung des unterschiedlichen Males der Nutzung wird die nach Absatz 2 ermittelte
Grundstiicksflache, ohne die mit dem Faktor 0,05 beriicksichtigten Flachen,

—_

® Q0 T o

. vervielfacht mit:

1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss

1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen

1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen

1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fiinf Vollgeschossen

1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen.

Fir Grundstiicke, die von einem Bebauungsplan, einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder
einem Bebauungsplanentwurf erfasst sind, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der hdchstzuldssigen Zahl der Vollgeschosse.
Sind fir Teile der Grundstiicksflache unterschiedliche VollgescholRzahlen festgesetzt, werden
die jeweiligen Teilflachen gesondert berechnet. Das gilt entsprechend, wenn die
unterschiedlichen Festsetzungen sich auf die zuldssige Grundfldache beziehen; die
Grundstiicksflache wird entsprechend den Anteilen der Grundflache aufgeteilt.

Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baumassenzahl
geteilt durch 2,3, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet werden.

Ist nur die zuldssige Hohe von baulichen Anlagen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die
hoéchstzuldassige Hohe geteilt durch 2,3 m, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet
werden. Bei Geb&uden gilt die Traufhohe, bei Windkraftanlagen gilt die Nabenhohe als zuldssige
Hohe der baulichen Anlage.

Ist tatsachlich eine hohere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder vorhanden, ist
diese zugrunde zu legen; das gilt entsprechend, wenn die hochstzulassige Gebaudehdhe Gberschritten
wird.

(4) Fur

3.

Fir Grundstiicke oder Grundstiicksteile, soweit sie von einem Bebauungsplan, einer Satzung
nach § 34 Abs. 4 BauGB oder einem Bebauungsplanentwurf nicht erfasst sind oder fiir
Grundstiicke oder Grundstiicksteile, fiir die darin die Zahl der Vollgeschosse, die
Baumassenzahl oder die Gebaudehohe, Traufhéhe, Wandhohe oder Firsthohe nicht festgesetzt
ist, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse

bei bebauten Grundstiicken aus der Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse;
bei unbebauten aber bebaubaren Grundstiicken aus der Zahl der auf den Grundstiicken
zuldssigen Vollgeschosse;

. bei Kirchengrundstiicken sowie Grundstiicken, auf denen keine Bebauung zulassig ist, die aber

gewerblich oder industriell genutzt werden kdnnen, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt;
fur Windkraftanlagen gilt Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe c) entsprechend.

Vollgeschosse i.S. der vorstehenden Regelungen sind nur Vollgeschosse i.S. der
Landesbauordnung. Ergibt sich aufgrund alter Bausubstanz, dass kein Geschoss die
Voraussetzungen der Landesbauordnung fiir ein Vollgeschoss erfiillt, wird ein Vollgeschoss
zugrunde gelegt. Bei Grundstiicken, auf denen Garagen oder Stellplatze zuldssig oder vorhanden
sind, wird die tatsachlich vorhandene Zahl der Geschosse, mindestens ein Vollgeschoss,
zugrunde gelegt; das gilt fir Tiefgaragen entsprechend.

Grundstiicke in Kern-, Gewerbe-, Industrie- oder sonstigen Sondergebieten (§ 11 BauNVO)
[*gebietsbezogener Artzuschlag*] sowie

Grundstiicke in anderen Gebieten und im AuBenbereich, die (iberwiegend gewerblich, industriell
oder in dhnlicher Weise genutzt werden [*grundstiicksbezogener Artzuschlag*], werden die nach
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§8

Abs. 3 Ziff. 1 bis 3 ermittelten Flachen (also ohne die mit dem Faktor 0,05 angesetzten Flachen)
um 30 v.H. erhoht.

Ob ein Grundstiick, das sowohl Wohnzwecken als auch gewerblichen, industriellen oder dhnlichen
Zwecken dient, Uberwiegend im Sinne des Satzes 1 Buchstabe b) genutzt wird, bestimmt sich nach
dem Verhdltnis, in dem die Nutzung der Geschossflachen zueinander steht.

Hat die gewerbliche, industrielle oder dhnliche Nutzung des Geb&udes nur untergeordnete Bedeutung
und bezieht sich die Nutzung liberwiegend auf die Grundstiicksflache (z.B. Fuhrunternehmen, Betrieb
mit groRen Lagerflachen u.4.), so ist fiir die Beurteilung der iiberwiegenden Nutzung anstelle der
Geschossflache von der Grundstiicksflache auszugehen.

Bei unbebauten gewerblich, industriell oder in @hnlicher Weise genutzten Grundstiicken im Sinne von
Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b) wird die so genutzte Teilflache mit dem Zuschlag nach Satz 1 angesetzt.

Entstehung der Beitragsschuld, Kostenspaltung

M

(2)

(3)

§9

Bei wiederkehrenden Beitrdagen entsteht die Beitragsschuld jeweils mit Ablauf des 31. Dezember fiir
das abgelaufene Kalenderjahr.

Bei Beitrdgen mit Einzelabrechnung entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluss der
beitragsfahigen MalRnahme entsprechend dem Bauprogramm.

Die Stadt kann Beitrdge bei Einzelabrechnung ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge getrennt
fur jede Teileinrichtung oder zusammen fiir mehrere Teileinrichtungen selbstandig anordnen.
Teileinrichtungen sind:

1. die Fahrbahn einschlieBlich der Park- und Abstellflachen, der Rinnen- und Randsteine sowie der
Bushaltebuchten,

die Radwege,

die Gehwege,

die Beleuchtungseinrichtungen,

die StraBenentwasserung,

die Moblierung von Stral3en-, Wege- und Platzkorpern,
die kombinierten Geh- und Radwege und

die Mischflachen.

© N o g N

Aufwendungen fiir den Grunderwerb, die Freilegung und das Stralenbegleitgriin werden den
Teilanlagen entsprechend zugeordnet. Unbefestigte Rand- und Griinstreifen sowie Béschungen,
Schutz- und Stiitzmauern gehéren jeweils zu den unmittelbar angrenzenden Teilanlagen.

Beitragsbescheid

(1) Die Beitrdge und die Vorauszahlungen werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt.

(2) Der Beitragsbescheid enthlt:

1. Die Bezeichnung der MaBnahmen, die im Ermittlungszeitraum durchgefiihrt werden sollen, fiir
die Beitrdge erhoben werden,

den Namen der / des Beitragspflichtigen,

die Bezeichnung des Grundstiickes,

die Hohe des Beitrages und die Berechnungsgrundlagen,

die Berechnung des Beitrages,

die Angabe des Zahlungstermins,

gk wd
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7. eine Rechtshehelfsbelehrung.

§10
Falligkeit

(1) Der Beitrag wird einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides féllig. Die Stadt kann auf Antrag
Stundungen bewilligen.

(2) Bei Einzelabrechnung wird der Beitrag auf Antrag der Beitragsschuldnerin oder des Beitragsschuldners
verrentet (§ 8 Abs. 9 KAG). Dafiir wird der Beitrag durch schriftlichen Bescheid in eine Schuld
umgewandelt, die in hochstens zwanzig Jahresleistungen zu entrichten ist. In dem Bescheid sind Héhe
und Falligkeit der Jahresleistung sowie der Zinssatz zu bestimmen.

8§11
Vorauszahlungen

Bei Einzelabrechnung konnen, sobald mit der Ausfiihrung einer MalRnahme begonnen wird, angemessene
Vorauszahlungen bis zur Hohe des voraussichtlichen Beitrages verlangt werden. Vorauszahlungen kdonnen
bei Einzelabrechnungen auch fiir die in § 9 aufgefiihrten TeilmalRnahmen verlangt werden.

§12
Ablosung

Bei Einzelabrechnung kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Vertrag zwischen dem
Beitragspflichtigen und der Stadt in Hohe des voraussichtlich entstehenden Anspruchs abgeldst werden.
Fir die Berechnung des Ablosebetrages gelten die Bestimmungen dieser Satzung.

§13
Datenverarbeitung

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung der Beitrdge im Rahmen der Veranlagung nach
dieser Satzung ist die Erhebung folgender Daten gemé&R Art. 6 Abs. 1 e i.V.m. Art. 6 Abs. 2 Verordnung (EU)
2016/679 (Datenschutzgrundverordnung) i.V.m. § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) durch die
Gemeinde und das Amt Mittleres Nordfriesland zulassig:

Grundstiickseigentimerinnen / Grundstiickseigentiimer

Kiinftige Grundstiickseigentiimerinnen / Grundstiickseigentiimer

Grundbuchbezeichnungen

Wegerechte

Eigentumsverhéltnisse

Anschriften von derzeitigen und kiinftigen Grundstiickseigentiimerinnen / Grundstiickseigentiimern
Daten zur Ermittlung von Beitragsbemessungsgrundlagen der einzelnen Grundstiicke

Die entsprechenden Daten werden erhoben aus Datenbestdnden, die der Gemeinde und dem Amt aus der
Priifung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 Baugesetzbuch (BauGB) bekannt geworden
sind, aus dem beim Katasteramt gefiihrten Liegenschaftskataster, aus den beim Grundbuchamt gefiihrten
Grundbiichern, aus den Baulastenverzeichnissen, aus den beim Einwohnermeldeamt und Grundsteueramt
gefiihrten Personenkonten sowie Meldedateien, den Gewerberegistern und den
Baugenehmigungsunterlagen.

Die Gemeinde und das Amt darf sich diese Daten von den jeweiligen Amtern / Behérden iibermitteln lassen
und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. Soweit zur Veranlagung zu
Beitrdagen nach dieser Satzung im Einzelfall erforderlich, dirfen auch weitere in den genannten Datenquellen
vorhandene personenbezogene Daten erhoben werden.
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Die Daten diirfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Beitragserhebung nach dieser
Satzung weiterverarbeitet werden.

§14
Verschonungsregelung

Soweit bis zum 07. Dezember 2018

(M

(2)

(3)

fiir Grundstiicke

1. ErschlieBungsbeitréage fiir Strallen, Wege und Pldtze nach dem Baugesetzbuch oder
2. Beitrage nach § 8 KAG

entstanden und gezahlt worden oder noch zu veranlagen sind oder soweit Ablosungsvertrage
abgeschlossen worden sind und die vereinbarten Betrdge gezahlt worden sind

oder soweit nach §§ 127 ff. BauGB oder § 8 KAG beitragsfahige Kosten fiir 6ffentliche Strallen, Wege
und Platze

3. aufgrund offentlich-rechtlicher Vertrage, insbesondere ErschlieBungsvertrage, sonstiger
stadtebaulicher Vertrage oder aufgrund eines Vorhaben- und ErschlieBungsplans nach dem
Baugesetzbuch, oder

4. auf Grund von Grundstiickskaufvertragen

umgelegt worden sind, werden die betroffenen Grundstiicke erstmals nach Ablauf der Frist, die sich
aus der Anlage 2 zu dieser Satzung, die Bestandteil dieser Satzung ist, ergibt, zu wiederkehrenden
Beitragen nach dieser Satzung herangezogen. Satz 1 gilt entsprechend, soweit Beitragsanspriiche im
Sinne von Satz 1 nach dem Inkrafttreten dieser Satzung entstehen und zu veranlagen sind.

Die Frist nach Satz 1 beginnt am 1. Januar des auf den Zeitpunkt, zu dem
ErschlieBungsbeitragsanspriiche oder Anspriiche auf Beitrdge nach § 8 KAG entstanden sind oder
entstanden wiéren, folgenden Jahres. Der Zeitraum der Verschonung (Zahl der Jahre, Anlage 2 zu
dieser Satzung) errechnet sich aus dem der endgiiltigen Beitragsveranlagung zu Grunde gelegten
Beitragssatz bzw. dem Beitragssatz, der sich bei einer endgiiltigen Beitragsveranlagung ergeben hatte,
geteilt durch 0,70 €/m2. Bruchteile von Zahlen werden auf ganze Zahlen aufgerundet. Maximal werden
Grundstiicke flir 25 Jahre seit der Entstehung der Anspriiche (Abs. 2 Satz 1) verschont. Die
Verschonungsfrist endet jeweils am 31.12. des in der Anlage 2 genannten Jahres. Die nicht erhobenen
Beitrdge tragt die Stadt. Soweit die Beitrage bei mehrfach erschlossenen Grundstiicken
(Eckgrundstticke, durchlaufende Grundstiicke) erméRigt wurden, wird die Frist abweichend von Anlage
2 nach einem entsprechend erméBigten Beitragssatz berechnet. Soweit sich die
Verschonungszeitrdume bei mehrfach erschlossenen Grundstiicken, fiir die mehrfach
Beitragsanspriiche entstanden sind, liberschneiden, verlangert sich die zuletzt auslaufende
Verschonungsfrist um den Zeitraum der Uberschneidung.

Fir Grundstiicke im Geltungsbereich eines formlich festgelegten Sanierungsgebiets, fir die
Ausgleichsbetrage gezahlt worden sind, gilt Abs. 1 entsprechend mit einer Frist von 5 Jahren nach der
rechtskraftigen Aufhebung der Sanierungssatzung.

§ 15
Inkrafttreten

M
(2)

Die Satzung tritt am 07.12.2018 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Stralenbaubeitragssatzung der Stadt Bredstedt vom 07.07.2005, zuletzt gedndert
durch die VI. Nachtragssatzung vom 25.06.2014 aulRer Kraft.
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(3) Soweit eine Beitragspflicht vor dem 07.12.2018 entstanden ist, gelten die Bestimmungen der
StralRenbaubeitragssatzung der Stadt Bredstedt vom 07.07.2005, zuletzt gedandert durch die VI.
Nachtragssatzung vom 25.06.2014 weiter; fiir Verrentungen gilt § 10 Abs. 2 dieser Satzung.

1. Anderungssatzung:
(1) Diese Satzung tritt riickwirkend zum 07.12.2018 in Kraft.

(2) Durch das riickwirkende Inkrafttreten dieser Satzung werden die Beitragspflichtigen nicht ungiinstiger
gestellt als nach der bisherigen Satzung (§ 2 Abs. 2 Satz 3 KAG). Von der Riickwirkung erfasste
Beitragsanspriiche werden entsprechend niedriger festgesetzt, soweit die ersetzte Satzung zu einem
geringeren Betrag gefiihrt hatte.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Bredstedt, den 06.12.2018

gez. Schmidt
Blrgermeister

Veroffentlichung/Bekanntmachung:
Ursprungssatzung vom 06.12.2018: Aushang vom 07.12.2018 bis 15.12.2018

1. Anderungssatzung v. 11.03.2021 Aushang vom 12.03.2021 bis 20.03.2021

Anlagen zum Herunterladen

e StraRenbaubeitragssatzung Bredstedt - Anlage 2 - Verschonungsfristen (PDF | 0.33 MB)
e StralRenbaubeitragssatzung Bredstedt - Anlage 1 - Plan Abrechnungsgebiete (PDF | 1.12 MB)

powered by Infodienste Kommunales Recht Seite 13


https://kr-sh.infodienste.de/fileLoader/jurisAttachment/e9452170-1187-4c2c-8816-d1d67065b4a0
https://kr-sh.infodienste.de/fileLoader/jurisAttachment/7369a95a-3874-4bfd-8a04-2fa504a563c6

	Satzung der Stadt Bredstedt über die Erhebung von Beiträgen für die Herstellung, den Ausbau, die Erneuerung und den Umbau von Straßen, Wegen und Plätzen
	Inhaltsverzeichnis
	§ 1 Allgemeines
	(1)
	(2)
	(3)

	§ 2 Abrechnungsgebiete
	(1)
	(2)

	§ 3 Beitragsfähiger Aufwand
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	(6)

	§ 4 Beitragspflichtige / Beitragspflichtiger
	§ 5 Vorteilsregelung, Stadtanteil
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)

	§ 6 Berechnung des Beitragssatzes
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	(6)

	§ 7 Beitragsmaßstab
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)

	§ 8 Entstehung der Beitragsschuld, Kostenspaltung
	(1)
	(2)
	(3)

	§ 9 Beitragsbescheid
	(1)
	(2)

	§ 10 Fälligkeit
	(1)
	(2)

	§ 11 Vorauszahlungen
	§ 12 Ablösung
	§ 13 Datenverarbeitung
	§ 14 Verschonungsregelung
	(1)
	(2)
	(3)

	§ 15 Inkrafttreten
	(1)
	(2)
	(3)
	(1)
	(2)

	Anlagen zum Herunterladen


